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KURZBERICHT 

OMBUDSSTELLE FÜR INVESTMENTFONDS ZIEHT 

ZUFRIEDENSTELLENDE HALBJAHRESBILANZ 
 

Die Ombudsstelle für Investmentfonds kann eine zufrieden-

stellende Halbjahresbilanz ziehen. Die Verbraucheranfragen und 

-beschwerden bei der Geldanlage und Altersvorsorge mit Invest-

mentfonds nach dem Kapitalanlagegesetzbuch liegen nur 

unwesentlich über dem Vorjahresniveau. 

 

Von Januar bis Juni 2019 haben sich 47 Verbraucher bei uns 

gemeldet. Hiervon entfielen jeweils 21 Eingaben auf das 1. und 

26 auf das 2. Quartal. Zum Vergleich: Im ersten Halbjahr 2018 

verzeichneten wir insgesamt 46 Verbraucherbeschwerden. 

 

 

Zahlen im Überblick 

 

 

Bei den Themen, die Verbraucher bewegen, lassen sich bislang 

keine besonderen Schwerpunkte ausmachen. Im Vordergrund 

der Beschwerden stehen nach wie vor fondsbasierte Alters-

vorsorgeverträge. Beim klassischen Fondsgeschäft gibt es auch 

weiterhin kaum Probleme. 

 

Die weiteren Einzelheiten eines Berichtsjahres schildern wir in 

unseren Tätigkeits- und Jahresberichten. 

 

 

 

Berichtsjahr 2015 2016 2017 2018 1. Hj. 2019 

Eingänge 91 80 91 90 47 
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AKTUELLE VERBRAUCHERTHEMEN 

EXPERTEN FÜR UNIVERSALSCHLICHTUNGS-

STELLE 
 

Die Reform des Verbraucherstreitbeilegungsgesetzes 

war am 26.6.2019 Thema im Ausschuss für Recht und 

Verbraucherschutz des Deutschen Bundestags. Im 

Rahmen einer öffentlichen Anhörung begrüßten die 

geladenen Sachverständigen die vorgesehene Schaf-

fung einer vom Bund getragenen Universalschlich-

tungsstelle für Branchen, in denen es keine speziellen 

privaten oder behördlichen Schlichtungsangebote für 

Verbraucher gibt. Verbesserungsbedarf sahen einige 

Experten indes bei der Gestaltung des Verhältnisses 

zwischen der Verbraucherstreitbeilegung und Musterfest-

stellungsklagen. Kritisch betrachteten einige auch die im 

Regierungsentwurf vorgesehene Kontrolle von Verbrau-

cherschlichtungsstellen durch das Bundesamt für Justiz.  

 

 
© Thomas Reimer_Fotolia 

 

RECHT & GESETZ 

BGH ZUR VERJÄHRUNG VON SCHADENSER-

SATZANSPRÜCHEN BEI BERATUNGSMÄNGELN  
 

Die Verjährung von Schadensersatzansprüchen eines 

Anlegers wegen Aufklärungs- oder Beratungspflicht-

verletzungen im Zusammenhang mit dem Erwerb einer 

Beteiligung an einer Fondsgesellschaft gemäß § 199 

Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 BGB beginnt nicht bereits mit dem 

Zugang seines Beitrittsangebots bei der Fonds-

gesellschaft. Die zehnjährige Verjährungsfrist beginnt 

frühestens mit dem Zustandekommen des Beteiligungs-

vertrags, so der BGH mit Urteil v. 21.5.2019 (II ZR 

340/18). Zwar ist der Anleger mit dem Zugang seines 

Beteiligungsangebots an dieses gebunden und kann den 

Erwerb nicht mehr einseitig verhindern. Dies rechtfertigt 

es aber nicht, die für den Verjährungseintritt maß-

gebliche Entstehung des Schadensersatzanspruchs auf 

den Zeitpunkt des Zugangs vorzuverlegen.  
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NOTIZEN 

MARKTWÄCHTER ZIEHEN BILANZ 
 

Die Marktwächter Finanzen, Digitale Welt und Energie 

haben in den letzten vier Jahren 64 Verbraucher-

warnungen und 157 Abmahnungen gegenüber Anbietern 

ausgesprochen. Grundlage hierfür waren laut Presse-

meldung des Frühwarnnetzwerks der Verbraucher-

zentralen über 45.000 auffällige Meldungen aus mehr als 

2,6 Mio. Verbraucherberatungen und -hinweisen sowie 

Beschwerden über das Marktwächerportal.  
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Büro der Ombudsstelle des BVI 

+49 30 6 44 90 46-0 

info@ombudsstelle-investmentfonds.de 
 

Die Ombudsstelle für Investmentfonds des BVI ist vom 

Bundesamt für Justiz anerkannte private 

Verbraucherschlichtungsstelle im Finanzbereich, 

insbesondere zur alternativen Beilegung von 

Verbraucherrechtsstreitigkeiten über Geldanlagen nach 

dem Kapitalanlagegesetzbuch. 

https://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Dokumente/ReGE_Streitbeilegung.pdf;jsessionid=14847D8592D4437E8E51E82816F6A6EF.1_cid334?__blob=publicationFile&v=8
http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=9da1daac6a593ba8b82ff565e6845050&nr=96866&pos=0&anz=1
https://www.marktwaechter.de/pressemeldung/45000-auffaellige-meldungen-so-helfen-verbraucher-der-politik
https://www.marktwaechter.de/pressemeldung/45000-auffaellige-meldungen-so-helfen-verbraucher-der-politik
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